E. 56. 


Sberſch 


Sonnabend 
den 14. Juli. 


Der Allgemeine Oberſchleſiſche Anzeiger 

heine wöchentlich zweimal, Mittwoch 

und Sonnabend, und koſtet vierteljährlich 

15 Sgr. Einzelne Nummern find für 1 Sgr. 
zu haben. 


Expedition: Suguſt Weßlers S 


Allgemeiner 


ei me Anzeiger. 


189. 


Siebenundvierzigſter 
Jahrgang. 


Der Allgemeine Oberſchleſiſche Anzeiger 

empfiehlt ſich zur Annahme jeglicher Art 

von Juſeraten und wird die dreigeſpaltene 

Zeile oder deren Naum nur mit / Sgr. 
berechnet. 


Buchhandlung in Zbatiber am gevpen Dinge Dr. 5 


— 
— —— 


Bekanntmachung. 


Nachdem die Urwaͤhler- und Abtheilungsliſten 
der Stadt Ratibor ausgelegen haben, ſo ſind jetzt 
die Abtheilungsliſten fuͤr die einzelnen 6 ſtaͤdti⸗ 
ſchen Wahlbezirke entworfen worden und liegen 
dieſelben gemaͤß $ 16 des Wahlgeſetzes von Mor⸗ 
gen fruͤh ab 3 Tage in unſerer Regiſtratur zur 
beliebigen Einſicht aus. 

Ratibor den 11. Juli 1849. 


Der Magiſtrat. 


Die konſtitutionelle Monarchie nach ihrem 
- wahren Begriff. 
(Fortſetzung.) 
Nach dieſer richtigen Auffaſſung ſind denn die konſtitutio⸗ 


nelle Verfaſſung und die ſogenannte parlamentariſche Regierung 


keineswegs von einander unzertrennlich oder gar ihrem Begriffe 
nach ganz eins und daſſelbe. Denn obgleich ein moraliſcher Ein— 
uß der Volksvertretung auf die Ausübung der Königlichen 
Prärogatise nothwendig zur konſtitutionellen Monarchie gehört, 
ſo kann dieſer doch ihrem Weſen unbeſchadet größer oder gerin⸗ 
ger ſein, und es iſt nur eine beſtimmte Weiſe ihrer Geſtaltung, 
nicht ihr Weſen ſelbſt, wenn er ſo ausgedehnt und übermäßig 
if, daß der König gar nicht mehr als regierend erſcheint (il ne 
Souverne pas). Ja im Gegentheil, wenn die konſtitutionelle 
Monarchie noch wirklich, was ihr Begriff ſagt, Monarchie blei⸗ 
ben ſoll, fo darf er nicht fo groß ſein, daß er die Freiheit des 
Königlichen Willens aufhebt, und namentlich nicht in jo förm⸗ 
lichen Geſetzen oder undurchbrechbaren Regeln beſtehen, welche 
jeden Widerſtand unmöglich machen, wie die Beſeitigung der 


Ninifter durch Mißtrauensbotum oder Ueberſtimmung. Das ber 


ſtätigt auch die Geſchichte. Der engliſche Staat war ein kon⸗ 
ſtitutioneller Stagt in gewiſſem Grade ſchon gegen das Ende 
des Mittelalters, er war es noch mehr unter Carl II., und 
war es vollkommen unter Wilhelm III. und unter Anna, und 
dennoch beſtand dort noch nicht die parlamentariſche Regierung. 
Zu ihr iſt unter Wilhelm III. nur ein Keim gelegt, ſie beginnt 
aber erſt wit Georg I. und iſt ſeitdem mit kurzen Unterbre⸗ 


chungen von Periode zu Periode gewachſen, bis ſie jetzt in un⸗ 


ſern Tagen auf ihre Spitze gekommen iſt, in der ſie angeſtaunt 
wird. Die konſtitutionelle Verfaſſung beſteht deshalb in Eng⸗ 
land ſelbſt durch alle Zeiten, die parlamentariſche Regierung 
ſeit nicht langem Zeitraum und in verſchiedenem Maaße. Dem⸗ 
nach dürfte man doch wohl zu der Anſicht berechtigt ſein, daß 
konſtitutionelle Verfaſſung und parlamentariſche Regierung zwei⸗ 
erlei find, daß die konſtitutionelle Verfaſfung das wahrhafte 
Vorbild Europa's, die parlamentariſche Regierung dagegen eine 
Eigenthümlichkeit Englands iſt, die anderwärts vergeblich oder zu 
ſchwerem Nachtheil nachgeahmt wird, und dürfte man vor allem 
berechtigt ſein, die übliche Schablone der konſtitutionellen Ver⸗ 
hältniſſe abzulehnen, und für jeden Staat zu fordern, daß er den 
tiefen allgemeinen Grundgedanken der konſtitutionellen Monarchie 
in ferner eigentümlichen Weife verwirkliche. 

In Deutſchland nun konnte man ſich bis zu den Surmen 
des vorigen Jahres mit der Hffnung tragen, und ſie iſt auch 
jetzt nicht völlig entſchwunden, daß die konſtitutionelle Monarchie 
ſich hier eigenthümlich deutſ y geſtalten werde, daß es bei uns 
gelingen könnte, mit Gründung einer den ganzen öffentlichen 
Zuſtand umfaſſenden verbürgten Rechtsordnung und Gründung 
eines wahren, ſtarken Volksthums dennoch auch ein ächtes Kö⸗ 
nigthum zu bewahren. Ein ächtes Königthum aber iſt nur da, 
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wo der Fürſt eine, wenn auch noch ſo beſchränkte, doch immer 
ſelbſtſtändige Gewalt beſitzt, wo feine Perfönlichkeit und fein 
perſönlicher Wille eine Bedeutung hat in der öffentlichen Ord⸗ 
nung. Danach müßte der Fürſt ungeachtet, ja Kraft der Konz 
ſtitutlon in einem freien, lebendigen, perſönlichen Verhältniß zu 
Volk und Verfaſſung ſtehen. Er müßte ein wirkliches Veto 
haben, d. i. das er als freier Menſch nach feiner Ueberzeugung, 
gebraucht, deſſen Gebrauch und Mißbrauch ihm nicht von eben 
der Kammer⸗Majorität vorgezeichnet wird, gegen die er es ge— 
rode gebrauchen ſoll. Es müßte, fo weit das Königliche Prä⸗ 
rogativ reicht, Wort und Werk das Seine fein, damit die ganze 
Verfaſſung Wahrheit ſei und nicht Fiktion. 

Diefes Bild deutſcher Auffaſſung des konſtitutionellen Cha- 
vakters war in den Verſaſſungen und in dem Verfaſſungsleben 
füddeutſcher Staaten dunkel enthalten, es hätte ſich zur ſchönen 
Geftult herausbilden können, wenn dasjenige geſchehen wäre, was 
geeignet iſt, die Gemüther mit dem vollen Eindruck des Segens 
und der Würde des fürſtlichen Berufs zu erfüllen, und es hätte 
als ein klares, in wirklicher Uebung befeſtigtes, die Völker be⸗ 
friedigendes Syſtem da ſtehen müſſen in dem Augenblick des 
hereinbrechen Sturmes, damit man auf daſſelbe hätte verweiſen, 
Das iſt in betrübender Weiſe 


verſäumt worden. Dennoch kann eine in der Natur fd tief ge⸗ 


es als Banner aufſtecken können. 


gründete Sache nicht als rettungslos für alle Zukunft aufgege⸗ 


ben werden. 
Bisher war das Verhältniß der meiſten konſtitutionellen 


Staaten Deutſchlands das, daß nach anerkanntem Verfaſſungsgrund⸗ 
fatz die Miniſter nur für die Geſetzmäßigkeit einſtanden, dage⸗ 
gen die ganze Regierung, ſoweit ſie nicht durch das Geſetz vor⸗ 
gezeichnet war, als Sache fürſtlichen Ermeſſens galt, ſo daß 
ein Minifter offen ſich bloß darauf berufen mochte, es ſei eben 
der Wille Sr. Majeſtät, dieſes zu gewähren oder nicht zu ges 
Das iſt 
Der Uebelſtand lag vielmehr 


währen, diefes ſo und gar nicht anders anzuordnen. 
nun an ſich noch kein Uebelſtand. 
darin, daß in dieſen Staaten häufig der Fürſt, auf die deutſchen 
Großmächte geſtützt, dieſe Unabhängigkeit mißbrauchte, und in 
der ganzen Sphäre der Regierung auf Meinung und Willen 
des Landes gar nicht Rückficht nahm, ja in vielen Stücken 
ſelbſt bundesgeſetzlich nicht Rückſicht nehmen durfte, in dieſer 
Sphäre daher dem Volk als ein völlig arbiträrer Herrſcher ge— 
genüber ſtand; und das iſt das Ertrem nach dieſer Seite, wie 
die parlamentariſche Regierung das Extrem nach der andern Seite 
iſt. — Darüber täuſcht man ſich, daß man die häufige Ohne 
macht der Stände gegenüber dem Fürſten den damaligen Ver⸗ 
faſſungen zuſchreibt, ſtatt den thatſächlichen Verhaͤltniſſen. Be⸗ 


ſtände heute in Preußen auch nur die damalige Verfaſſung 
Baierns oder Würtembergs, jo würde ſchon hierdurch die Volks⸗ 
vertretung das Gleichgewicht, wo nicht das Uebergewicht gegen 
Darum, wenn auch die deutſchen Großmächte 
konſtitutionelle Staaten wurden, wozu ja bereits dis Bahn be⸗ 


den König haben. 


treten war, wenn zugleich die verfaſſungsmäßigen Mittel zum 
Schutz der Rechte der Volksvertretung, größere Ausbildung 
und Befeſtigung erlangten, ſo wären wir in ein geſundes Maaß 
Statt 
deſſen kam die Revolution, welche die Throne in ihrem inner⸗ 
ſten Grunde erſchütterte. Von nun an iſt es nicht mehr mög 
lich, daß der Fürſt ein rechtlich abgegrenztes Bereich der Regie: 
rung habe, in dem er grundſätzlich nur dem eignen Ermeſſen 


von Königlicher und parlamentariſcher Macht eingetreten. 


folgt, und deswegen auch offen und direkt mit feiner Berfönlic: 
keit heraustritt. 
Unabhängigkeit oder die zu große Abhängigkeit des Königs eine 
geringere Gefahr ſei, iſt ein ſolches Verhältniß bei der herrſchen⸗ 


Denn abgeiehen von der Frage, ob die zu große 


den Denkweiſe doch gar nicht mehr durchzuſetzen, und hätte, wenn 
es durchgeſetzt würde, gerade für das Königthum ſelbſt zulegt 
die größte Gefahr. Denn nichts kann bei dieſer Denkweiſe be⸗ 
venklicher fein, als daß der Königliche Wille irgendwo allein 
und ſchutzlos ſich darbiete. Die konſtitutionelle Form England, 
daß die Miniſter Alles auf 
Verantwortung nehmen müſſen, und der König nie direkt den 
Parlameute gegenübertritt, muß daher von jetzt an auch In 
Deutſchland als Grundſatz feſtſtehen. 
nicht nothwendig jene geprieſene Majoritätenherrſchaft aufgerichtel, 

Es giebt Einrichtungen für die Selbſtſtändigkeit der Ni 


eigene juriſtiſche oder moraliſch⸗ 


Allein damit iſt dennoch 


niglichen Gewalt, wenn gleich in enger Sphäre, die auch gegen⸗ 
wärtig noch erhalten werden können, aber auch unerläßlich er 
halten werden müſſen, wenn nicht die monarchiſche Form eln 
bloßer Schein ſein ſoll, in welchen die Republik ſich kleidet, 
Dieſe Einrichtungen ſind der Ausdruck der konſtitutionellen Me: | 
narchie in ihrem wahren Weſen und enthalten darum auch nicht 
einen prinzipiellen Gegenſatz gegen das engliſche Muſter, ſondem 
nur eine abweichende Weiſe der Durchführung, wie ſie ſchon 
durch die Verſchiedenheit der thatſächlichen Verhaͤltniſſe notl— 
wendig gegeben iſt. Es find hauprſächlich die folgenden; 

1) Die Miniſter dürfen bloß für die Geſetzmäßigkeit, nicht 
auch für die Zweckmäßigkeit der von ihnen kontraſignirten Anord⸗ 
nungen die juriſtiſche Verantwortung tragen, wenn ſie auch di 
Urheberſchaft und damit die moraliſche Verantwortung für Ab 
les, was der König thut, auf ſich nehmen müſſen. Solche 
Einſchränkung der Miniſterverantwortlichkeit widerſpricht keines 
wegs grundſätzlich der engliſchen Einrichtung. Dieſe läßt id 
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Die engliſchen Miniſter 
find allerdings durch die bloße äußere Geſetzmäßigkeit ihrer 


chen einmal nicht genau nachahmen. 


Handlungen nicht gegen Anklage geſchützt; aber eben ſo wenig 
könnte je wegen Unzweckmäßigkeit derſelben Anklage gegen ſie er⸗ 
hoben werden; ſondern fie können nur angeklagt werden wegen 
Hochverraths und Verbrechen, aber unter beſonderen Verhältniſ⸗ 
ſen mag eben die Unzweckmaͤßigkeit ſowohl von dem Haufe, das. 
als von dem, welches richtet, als Hochoberrath oder 
Verbrechen beurtheilt werden. Wir aber werden es gewiß nicht 
einzig und allein auf den Takt des Parlaments ſtellen wollen, 
was Hochverrath und Verbrechen ſei, und werden nicht die un⸗ 
gerechte Inſtitution aufnehmen wollen, einen vergangenen Fall 
durch ein eignes nachfolgendes Geſetz zum Verbrechen zu ſtem⸗ 
peln (bill ok attaindre). Wenn demnach die Anklage der Mi⸗ 
uiſter bei uns unmöglich genau den Umkreis erhalten kann, wie 


anklagt, 


in England, ſo muß ſie einen engeren erhalten und nicht einen 


weiteren, wenn nicht das Parlament eine willkürliche Gewalt 


über die Miniſter und dadurch über die ganze Regierung mit 


Beſeitigung des Königs erhalten und nicht gegen die Miniſter 


ſelbſt das Geſetz der Gerechtigkeit, das allen Staatsbürgern ge— 
währleiſtet iſt, völlig aus den Augen geſetzt werden ſoll. 
(Fortſetzung folgt.) 
ne —Dmſü-ñ— ER 
(Eingeſandt.) 
Zur Frage: Wählen oder nieht wählen 


theilt uns Hr. v. Kirchmann in den demokratiſchen Blättern 


die Anſicht dreier früherer Abgordneten der zweiten Kammer mit? 


Rodbertus und Ziegler. Daß die Anſicht dieſer drei 
Männer übereinſtimmend dahin ſich ausſprechen werde, nicht wäh⸗ 
len zu wollen, bedarf keiner Verſicherung, wir hätten dieſes ge⸗ 
glaubt, auch ohne die uns darüber gemachte Mittheilung. Wün⸗ 


Koſch, 


ſchenswerther wäre es geweſen, wenn wir erfahren hätten, auf 


welche Weiſe die Herren beabſichtigen: 
„dieſen großen Schritt fruchtbar zu machen.“ 
Es iſt ſchade, daß die Mittheilung mit dieſem Satze abbricht, und 
ſcheint es faſt, als wären die erwarteten Früchte nicht für das 
große Publikum, ſondern nur für einige Auserwählte beftinmt. 
Wir lernen außerdem aus den Mittheilungen; daß die Her⸗ 


ren auch in ihren vertraulichen. Aeußerungen ſich ſelbſt als die 
Führer der Volkspartei, oder auch der volksthümlichem Partei be⸗ 
zeichnen. Es ſcheint alſa, daß fie ſich das ſo aft norgeſagt ha⸗ 
ben, bis ſie es zuletzt ſelbſt glauben. Wir glauben es nicht, und 
die Zeit wird kommen, wo es Niemand mehr glauben wird. 

Endlich lernan wir durch Herrn Ob. Bürgerm. Ziegler: 
„daß ſich wirklich Freie Zuſtände nur auf dem unbeugſamen Rechts⸗ 
bewußtſein entwickeln können, daß diaſes daher bis zum Eigenfinn: 
geſtärkt werden müſſe.“ 

Wir find hierin mit Hrn. ꝛc. Ziegler völlig einverſtanden. 
Es muß aber dieſes Rechtsbewußtſein ein vollſtändiges ſein, näm⸗ 
lich: es muß außer dem Bawußtſein des Rechts auch das der 
Pflicht umfaſſen. Iſt dieſes Bewußtſeiw im Volke „bis zum, 
Eigenſinn“ ausgebildet, dann können wirklich freie Zuſtände ihm 
nicht entgehen, — ſie kommen von ſelbſt. Aber leider hat eine 
„volksthümliche“ Partei dem „Volke“ — oder vielmehr demjeni⸗ 
gen Theile des Volks, welcher nicht urthellsfähig genug iſt, um in, 
ſchwierigen Fragen zu entſcheiden, — gar viel von Rechten ge⸗ 
sprochen, aber das Kapitel von den Fflichten vernächläßigt; da⸗ 
mit dürfte das Rechtsbewußtſein nicht gehoben, und der Eigenſinn 
des Rechtkhuns nicht geſtärkt worden fein. 

Indeſſen iſt wohl der qu. Eigenſinn des Rochtsbewußtſeins 
nicht ſo allgemein gemeint. Es gilt ihnen mur das Feſthalten 
ihres eigenen Kodex; wer an dieſem ſich vergreift, dem donnern 
fie entgegen: hat justitia, et pereat mundus! — zu deutſch, 
Was wir wollen, das muß geſchehen, und follte das Volk drum 
zu Grunde gehen. 

Wir aber, die Unvolksthümlichen, wünſchen, das Volk folle 
nicht zu Grunde gehen, wir werden alſo wählen und mit Gottes 
Hülfe gut wählen. 17. 


Markt- Preis der Stadt Ratibor 

vom 12. Juli 1849 
Weizen: der Preuß. Scheffel urtlr. 20 gr. 9 pf. bis Urtlr. 28 gr. 8 pf. 
Roggen: der Preuß. Scheffel Urtlr. 2 gr. 6 pf. bis brtlr. 7 gr. 6 pf. 
Gerſte: der Preuß. Scheffel ⸗rtlr. 27 gr. 6 pf, bis urtlr.⸗ſgr.⸗ pf. 
Erbſen: der Preuß Scheffel urtlr. s ſgr.⸗ vf. bis urtlr. 21 ſgr. pf. 
Hafer: der Preuß. Scheffel ⸗utlr. 21 ſgr. pf. bis s rtlr. 23 far. & pf. 
Stroh: das Schock artlr. 10 far. bis artlr. 25 ſgr. 
Bure der Centuer ⸗ tir. 12 ſgr. rtlr. 16 ſgr. 

utter das Quart 10 bis 12 fg. 

Eier: 6—7 für I ſor. 


— — 


Verlag und Redaction: 
August Kessler. 


Druck von Böguer’s Erben. 


Sllgemeinge 


In meinem neben dem „Prinz v. Preu⸗ 
Ben“ gelegenen Haufe, iſt die Parterre⸗ 
Wohnung, beſtehend aus 6 Piecen, Küche 
und Zubehör som 1. October e. an zu 


Panorama. 

Die maleriſchen Anſichten Amerikas ſind 
nur noch bis Sonntag zu ſehen. Montag 
eine neue Ausſtellung, welche wieder 
durch Zettel bekannt gemacht wird. Um 
geneigten Zuſpruch bittet f 

Clara Wagner. 


beziehen. 


Ratibor den 7. Juli 1849. 


Anzeiger 


In meinem Haufe iſt eine Wohnung 
von 4 Stuben nebſt Zubehör zu ver⸗ 
miethen und am 2. October d. J. zu 


beziehen. 
Ratibor, den 26. Juni 1849. 
Stiller, 
S. Bruck. Juſtiz = Rath. 


Bekanntmachung. 

Zum öffentlichen meiſtbietenden Ver⸗ 
kaufe kaſſirter Akten im Betrage von 86 ½ 
&, deren allgemeiner Gebrauch zuläſſig 
iſt, haben wir einen Termin auf 


den 13. Auguſt c. N. M. 3 Uhr 
vor dem Herrn Appellationsgerichts⸗Sekre⸗ 
täir Maaſſe in unſerm Kommiſſtonszim⸗ 
mer anberaumt, zu welchem Kaufluſtige 
mit dem Bemerken vorgeladen werden, daß 
der Zuſchlag an den Meiſtbietenden gegen 
baare Zahlung erfolgen wird. 

Sämmtliche kaſſirte Akten find in Pa⸗ 
kete zu /, C. gebunden. 

Ratibor den 5. Juli 1849. 

Koͤnigl. Appellations- Gericht. 

(gez.) Wentzel. 


In dem Haufe sub NE 3 vor dem 
neuen Tbore iſt der Oberſtock zu 
vermiethen und 1. October c. zu be⸗ 
ziehen. 


Eine Wohnung, beſtehend aus Vorder⸗ 
und Hinterſtube nebſt Küche, Keller- und 
Bodenraum, iſt in meinem am Bahn- 
hof gelegenen Hauſe mit oder oh- 
ne Meubel zu vermiethen. 


Schmidt. 


Wiener Glacte - und Wasch 
f handschuh 
empfing und empfiehlt eine große 
Auswahl in allen Farben und 
feinſter Qualttaͤt. 
C. A. Kahle, 
Coiffeur. 


FP 


Die gelungenen Portraits ? 
von Koſſuth — Dembinski; 
— Bem, auf einem Blatte (Verlag 
v. Flemming), zu 7½ , ſind vor⸗ 
rätbig in Matibor bei A. Keß⸗ 
er. 


e at 0 
8 N 


te] 


a ar a ae ar 


Sonntag den 8. Juli iſt bei einer Par⸗ 
tie nach Schillersdorf ein breites Haar- 
Armband mit goldnem Schloß und einem 
Amethiſt verloren gegangen. Ob in dem 
Wagen, oder in Schillersdorf oder bei 


dem Rückwege in Ratibor kann nicht an⸗ 


gegeben werden. Der ehrliche Finder er⸗ 
hält eine angemeſſene Belohnung. Es iſt 
in der Expd. d. Bl. abzugeben. 


In der Buch handlung von A. Keß⸗ 


ler in Natibor iſt zu haben: 

„Verordnung über die Ausführung der 
Wahl der Abgeordneten zur zweiten 
Preußiſchen Kammer, ſo wie über 
die Einberufung beider Kammern vom 
30. Mai 1849.“ Preis ½ Se. 


ſowie Abonnements auf den Allgemeinen Oberſchleſiſchen Anzeiger werden angenommen im Lokal ber Buchhandlung 
von Auguſt Keßler (vormals: Hirtſche Buchhandlung) in Ratibor, Ring / 5. 


Ausspielung eines Kunstwerkes 2000 Rthl. Werth ohne Nieten. 


ben verwerthet. 
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® sl, 7 ; 
Plan 
zur Lotterie ohne Nieten 
bestehend: aus 8000 Loosen und enthaltend folgende 


Die letzten Augenblike Sr. Maj. des Hochseel. Königs 
Friederich Wilhelm III. 


darstellende 8000 Gewinne, als: 


Gewinn-Classe A. I. Das vom Professor Schoppe angefertigte Original- 


Oel-Gemälde in seinem Goldrahmen, circa 9“ breit, 
7° hoch, im Werthe von 2000 Thlr. Gold. Ferner 
in 7999 Abdrücken des circa 344“ breiten, 25° ho- 
hen Stahlstichs, welcher nach dem unter A. bemerk- 
ten Original-Oel-Gemälde von Sixdeniers in Paris 
gefertigt ist, und die in folgende Klassen zerfallen, 


6.— C. B. 10 Expl. in Oel ausgemalt und in Goldrahmen. 
— G. 54 „ epreuves d’artiste zum Suhscriptions-Preis Thlr. 50. 
— D. 65 „ avant la lettre „ 75 „ 32. 
— E. 70 „ lettres grises 5 55 „ 24. 
— E. 7800 „ ömit aller Schrift. „ 55 „ 16. 


8000 Gewinne 

Diese Lotterie findet in Folge des Erlasses der Königl. Hohen Mini- 
sterien des Innern und der Finanzen vom 3I. Mai v. J. unter nachstehen- 
den Bedingungen statt: 


$. 1. Jedes Loos ist mit einer der Nummern von 1 — 8000 versehen, 
und lautet auf den Inhaber, | 

$. 2. Der Preis eines Looses ist Thlr. 3 preussisch Courant. 

$. 3. Die Ziehung findet bei Absatz der Loose innerhalb drei Mo- 
nate laut besonderer Anzeige, spätestens am 1. November 1849 statt, un- 
ter Aufsicht der Behörde und der dazu designirten Beamten, und zwar 
der Art, dass jede der zuerst herauskommenden 200 Nummern einen der 
unter A—E bezeichneten Gewinne, die nicht herauskommenden übrigen 
Nummern aber je ein 1 Exemplar der unter F bezeichneten 7800 Ab- 
drücke „mit aller Schrift“ erhalten. Demnach werden in den Gewinnli- 
sten nur die mit einem Gewinn von A E herauskommenden Nummern 
aufgenommen. 

F. 4. Die Gewinn-Auslieferung geschieht in Preussen franco sogleich 
nach der Ziehung in der in den Zeitungen noch bekannt zu machenden 
Weise. 

$. 5. Alle Gewinne, die nach Ablauf dreier Monate vom Tage der 
Ziehung an, nicht entgegengenommen sind, verfallen den hiesigen Stadtar- 
men, und werden auf dem Wege, den die Behörde bestimmt, für diesel- 


Die Herausgabe der Darstellung: Die letzten Augenblicke Sr. 
Majestät des Königs Friedrich Wilhelm III. 


Für Ratibor und Umgegend hat Herr Buchhändler A. 
Kessler den Debit der Loose übernommen. 


Im Verlage der Dyk'ſchen Buchhandlung in Leipzig iſt ſo eben erſchienen und 
durch alle Buchhandlungen zu haben, in Ratibor bei A. Keßler vorräthig: 


Wahl-Batechismus für alle Preussen, 


in welchen der Sinn fir aͤchte Religioſitaͤt, deutſche mannhafte Treue 
uud thatkraͤftige Redlichkeit noch nicht ganz abgeſtorben ift. 
Dargelegt in einem Geſpräche zwifchen einem Bauer und einem Juſtizrath. 
Eine Etläuterungsſchrift über die in Preußen jetzt bevorſtehenden neuen Wahlen 
für die zweite Kammer. Nebſt einem Nachwort über das neueſte Wablgefeg vom 
30. Mai, ſo wie über die dazu gehörige Anfübrungs⸗Verordnug vom 31. Mai und 
die offtziele Erläuterung vom 18. Juni d. J. Preis 1% n 


In ſer a tk e 


